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Vorbemerkungen 
 
1. Grundlagen der Umsatzsteuerstatistik  
    - Veranlagungen 
 
Die Umsatzsteuer ist nach der Einkommensteuer die be-
deutendste Einnahme der öffentlichen Haushalte. Sie ist 
so konzipiert, dass bei jedem Verkauf (Produzent, Groß-
händler, Einzelhändler, Verbraucher) nur der zusätzlich 
geschaffene Mehrwert besteuert wird. Erreicht wird dies 
dadurch, dass für Unternehmer die gezahlte Umsatz-
steuer als Vorsteuer abziehbar ist. Letztlich wird die Um-
satzsteuer damit vom Verbraucher getragen, allerdings 
wird sie von den Unternehmen abgeführt. Zur Erhebung 
der Umsatzsteuer leisten die Unternehmen – monatlich 
oder vierteljährlich – Vorauszahlungen (als „Voranmel-
dungen“ bezeichnet), die dann später bei der Veranla-
gung mit der Steuerschuld verrechnet werden. 
Die Umsatzsteuerstatistik (Voranmeldungen) wird seit 
1996 jährlich durchgeführt, in den Jahren davor nur alle 
zwei Jahre. Da sie auf den Umsatzsteuervorauszahlun-
gen der Unternehmer basiert, können bereits rd. 14 Mo-
nate nach Ablauf des Berichtsjahres Ergebnisse vorgelegt 
werden. Sie enthält allerdings Lücken: Sogenannte Jah-
resmelder sowie Kleinunternehmen mit einem Umsatz 
unter 17.500 Euro werden nicht erfasst. 
Als Ergänzung wurde daher erstmals für das Berichtsjahr 
2006 die Umsatzsteuerstatistik (Veranlagungen) durch-
geführt. Sie bildet den Besteuerungsprozess ab. Die An-
gaben zu den Umsätzen sind daher genauer, und sie 
enthält auch die Jahresmelder und die Kleinunterneh-
men. Allerdings dauert es wesentlich länger, bis die Er-
gebnisse vorliegen, da zunächst die gesetzlichen Abga-
befristen abgewartet werden müssen. 
 
In diesem Bericht werden die Ergebnisse der Umsatz-
steuer (Veranlagungen) des Jahres 2007 dargestellt. Die 
Ergebnisse der Umsatzsteuer (Voranmeldungen) des Jah-
res 2007 liegen bereits vor. 
 
 
1.1 Steuerrechtliche Begriffe 
 
Steuerpflichtige 
 
Als Umsatzsteuerpflichtige gelten Unternehmer in der 
steuerrechtlichen Definition des § 2 Abs. 1 Umsatz-
steuergesetz (UStG). Danach ist Unternehmer, wer eine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbstständig und  
nachhaltig zur Erzielung von Einnahmen ausübt, auch 
wenn die Gewinnabsicht fehlt oder eine Personenver-
einigung nur ihren Mitgliedern gegenüber tätig wird. 
 

Die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind nur im 
Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art und ihrer land- 
oder forstwirtschaftlichen Betriebe gewerblich oder be-
ruflich tätig. 
 
Alle Umsätze werden am Hauptsitz des Unternehmens 
erfasst und statistisch auch nur dort nachgewiesen. Etwa 
vorhandene Zweigniederlassungen (Filialen, bei Organ-
schaften Tochterunternehmen) bilden steuerrechtlich ei-
ne Einheit mit dem Hauptunternehmen. Das bedeutet 
auch, dass in Niedersachsen nur Umsätze von Unter-
nehmen nachgewiesen werden, die ihren Sitz in Nieder-
sachsen haben. Beispielsweise werden die niedersächsi-
schen Umsätze von Einzelhandelsketten, die ihren Sitz in 
einem anderen Bundesland haben, vollständig dort ver-
bucht. Gleiches gilt für die Regionalergebnisse innerhalb 
Niedersachsens. 
 
Nichtselbstständig im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 
sind juristische Personen des bürgerlichen Rechts, wenn 
sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse 
finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in ein Un-
ternehmen eingegliedert sind (Organgesellschaft gem. § 
2 Abs. 2 UStG). Organgesellschaften bilden zusammen 
mit dem Organträger einen Organkreis. Steuerbar sind 
lediglich die Außenumsätze des Organkreises, die vom 
Organträger zu versteuern sind. 
Aus statistischer Sicht kann die Zuordnung des Organ-
kreises zu einem Wirtschaftszweig problematisch sein, 
wenn die Organgesellschaften unterschiedliche wirt-
schaftliche Schwerpunkte haben.  
 
Steuerbarer Umsatz 
 
Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden Umsätze  
(§ 1 Abs. 1 UStG): 
 
I. Lieferungen und Leistungen 
 
 die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein 

Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen 
seines Unternehmens ausführt. 

 
II. Innergemeinschaftliche Erwerbe 

der innergemeinschaftliche Erwerb im Inland gegen 
Entgelt; 

 
III. Einfuhr aus einem Drittland 
 

die Einfuhr von Gegenständen aus dem Drittlandsge-
biet (Länder außerhalb der Europäischen Union) in 
das Inland (Einfuhrumsatzsteuer). Die Einfuhrumsatz-
steuer ist nicht Bestandteil der Umsatzsteuerstatistik 
(Veranlagungen). 
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An die Stelle der bisherigen Einfuhrumsatzsteuer, die nur 
noch bei Lieferungen aus Drittstaaten erhoben wird, tritt 
im innergemeinschaftlichen Warenverkehr als neuer Um 
satzsteuertatbestand der innergemeinschaftliche Erwerb. 
Ein innergemeinschaftlicher Erwerb ist grundsätzlich ge-
geben, wenn ein Unternehmer oder eine juristische Per-
son von einem anderen Unternehmer einen Gegenstand 
erwirbt und dieser Gegenstand vom Gebiet eines ande-
ren EU-Mitgliedstaates in das Inland gelangt. Seit der 
Einführung des Europäischen Binnenmarktes am 1. Ja-
nuar 1993 gehört der innergemeinschaftliche Erwerb zu 
den steuerbaren Umsätzen (vgl. Abschnitt 1.2). Deshalb 
werden die unter Ziffer I genannten Umsätze als „Liefe-
rungen und Leistungen“ bezeichnet. Nur diese Umsätze 
sind mit dem bis zur Umsatzsteuerstatistik 1992 verwen-
deten Begriff der „steuerbaren Umsätze“ vergleichbar. 
 
Steuerbefreiungen (steuerfreie Umsätze) 
 
Bei den Steuerbefreiungen (§ 4 Nr. 1 bis 28; § 25 Abs. 2 
UStG) wird zwischen Umsätzen, bei denen ausdrücklich 
ein Recht auf Vorsteuerabzug besteht und solchen ohne 
Recht auf Vorsteuerabzug unterschieden.  
Steuerfrei mit Vorsteuerabzug sind beispielsweise Aus-
fuhrlieferungen und Lohnveredelungen für ausländische 
Auftraggeber, die innergemeinschaftlichen Lieferungen, 
Umsätze für die Seeschifffahrt und die Luftfahrt, der 
grenzüberschreitende Güterverkehr, Reiseleistungen au-
ßerhalb des Gebietes der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft.  
 
Kein Recht auf Vorsteuerabzug besteht bei Geld-, Kredit- 
und Wertpapierumsätzen, Vermietung und Verpachtung 
von Grundstücken, Umsätzen, die anderen umsatzbe-       
zogenen Verkehrsteuern wie Grunderwerb-, Wett- u. 
Lotterie-, oder Versicherungsteuer unterliegen sowie be-
stimmte Leistungen des Gesundheits- und Sozialwesens. 
 
Bemessungsgrundlage 
 
Der Umsatz bemisst sich 
 
– bei Lieferungen, sonstigen Leistungen und innerge-

meinschaftlichen Erwerben im Allgemeinen nach dem 
Entgelt (§ 10 Abs. 1 UStG); 

 
– bei unentgeltlichen Leistungen nach dem Einkaufspreis 

bzw. den  Selbstkosten, den entstandenen Kosten oder 
den Aufwendungen (§ 10 Abs. 4 UStG); 

 
– bei der Einfuhr nach dem Wert des eingeführten Ge-

genstandes zuzüglich Eingangsabgaben und Ver-
brauchsteuern (§ 11 UStG). 

 
Die Umsatzsteuer ist grundsätzlich nach vereinbarten 

Entgelten (Sollbesteuerung) zu berechnen (§ 16 Abs. 1 
UStG). Dies bedeutet, dass die Versteuerung des Umsat-
zes zum Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung und nicht 
zum Zeitpunkt der Rechnungserteilung bzw. -bezahlung 
erfolgt. Die Steuer selbst gehört nicht zur Bemessungs-
grundlage. 
 
Die Steuerberechnung nach vereinnahmten Entgelten 
(Ist-Besteuerung) kann auf Antrag solchen Unternehmen 
gestattet werden, deren Gesamtumsatz im Vorjahr nicht 
mehr als 250 000 € betragen hat, oder die von der 
Buchführungspflicht befreit sind; auch den Angehörigen 
freier Berufe steht diese Möglichkeit offen (§ 20 UStG). 
 
Steuersätze 
 
Die Umsatzsteuer für steuerpflichtige Umsätze beträgt 
im Berichtszeitrum 19 % (allgemeiner Steuersatz) der 
Bemessungsgrundlage (§ 12 Abs. 1 UStG). Sie ermäßigt 
sich für eine Reihe von Umsätzen (§ 12 Abs. 2 UStG) auf 
7 %, z.B. für die Lieferungen, die Einfuhr und den inner-
gemeinschaftlichen Erwerb von land- und forstwirt-
schaftlichen Erzeugnissen, Futtermitteln, Lebensmitteln, 
Waren des Buchhandels und Erzeugnissen des grafischen 
Gewerbes, Kunstgegenständen und Sammlungen; für 
bestimmte Leistungen kultureller und unterhaltender 
Art; für die Leistungen gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Einrichtungen; für die Personenbeförderung 
mit bestimmten Beförderungsmitteln. 
 
Besondere Regelungen gelten für die im Rahmen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausgeführten 
Umsätze (Besteuerung nach Durchschnittssätzen gem. 
§ 24 UStG). Die Steuersätze betragen für die in der Vor-
schrift im Einzelnen aufgeführten Lieferungen und den 
Eigenverbrauch entweder 5,5%, 10,7% oder 19 %. 
Daneben besteht für den Unternehmer ein Optionsrecht, 
seine Umsätze nach den allgemeinen Vorschriften, d.h. 
nach den Regelsteuersätzen zu versteuern. 
 
Für den größten Teil der land- und forstwirtschaftlichen 
Umsätze werden Steuern in gleicher Höhe festgesetzt 
wie die diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuern 
(Vorsteuerpauschale), sodass keine Zahlungsverpflich-
tung entsteht, während die Leistungsempfänger die ih-
nen in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer 
geltend machen können. 
 
Vorsteuerabzug 
 
Kernstück des Mehrwertsteuersystems ist der Vorsteuer-
abzug. Der Unternehmer kann die ihm im Geschäftsver-
kehr von anderen Unternehmen gesondert in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuerbetrag von seiner 
Steuerschuld absetzen. Dadurch wird gewährleistet, dass 
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der Preis z.B. einer Ware nicht von der unterschiedlichen 
Anzahl der jeweils durchlaufenden Produktions- und Ab-
satzstufen kumulativ belastet wird. Besteuert wird folg-
lich nur der Mehrwert. Zu den abziehbaren Vorsteuern 
zählt auch die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer auf Im-
porte, die Unternehmenszwecken dienen sowie die 
Steuern für den innergemeinschaftlichen Erwerb von 
Gegenständen für das Unternehmen. Zur Vereinfachung 
des Besteuerungsverfahrens können die abziehbaren 
Vorsteuerbeträge für bestimmte Berufs- und Gewerbe-
zweige nach allgemeinen Durchschnittssätzen (v.H. - 
Sätze auf die getätigten Umsätze) errechnet werden 
(§ 23 UStG). 
 
Kleinunternehmer 
 
Eine Sonderregelung sieht das Umsatzsteuerrecht für so-
gen. Kleinunternehmer vor. Von ihnen wird die geschul-
dete Umsatzsteuer nicht erhoben, wenn der nach ver-
einnahmten Entgelten bemessene Gesamtumsatz (zu-
züglich der darauf entfallenden Steuer, abzüglich der 
darin enthaltenen Umsätze von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens) im vorangegangenen Kalenderjahr  
17 500 € nicht überstiegen hat und im laufenden Jahr 
50 000 € voraussichtlich nicht übersteigen wird (§ 19 
Abs. 1 UStG). Diese Kleinunternehmer sind dann nicht 
berechtigt, die ihnen in Rechnung gestellten Vorsteuer-
beträge in Abzug zu bringen. Ein Verzicht auf die Steu-
erbefreiung ist gem. § 19 Abs. 2 UStG allerdings mög-
lich. 
 
Umsatzsteuer-Voranmeldung 
 
Der Unternehmer hat im Vorgriff auf die Jahresveranla-
gung für den Voranmeldungszeitraum eine Voranmel-
dung abzugeben und eine Umsatzsteuer-Vorauszahlung 
zu leisten. Hat die Steuer für das vorangegangene Ka-
lenderjahr mehr als 6 136 € betragen, gilt als Voranmel-
dungszeitraum der Kalendermonat, sonst das Kalender-
vierteljahr (§ 18 UStG). Bei Vorjahressteuern von weniger 
als 512 € kann der Steuerpflichtige von der Abgabe der 
Voranmeldungen und Entrichtung der Vorauszahlungen 
befreit werden. Die im Rahmen der Umsatzsteuerstatistik 
(Veranlagungen) ermittelte Vorauszahlung enthält nicht 
die Steuer auf die Einfuhr von Gegenständen in das 
deutsche Zollgebiet (Einfuhrumsatzsteuer). 
 
Veranlagungen 
 
Nach Ablauf des jeweiligen Jahres müssen die Unter-
nehmen eine Umsatzsteuererklärung abgeben. Bei der 
Veranlagung in den Finanzämtern werden die bei den 
Voranmeldungen geleisteten Vorauszahlungen mit der 
Steuerschuld verrechnet. 
 

1.2 Änderungen im Umsatzsteuerrecht nach Einfüh- 
      rung des EU-Binnenmarktes 
 
Die mit dem Gesetz zur Anpassung des Umsatzsteuerge-
setzes und anderer Rechtsvorschriften an den EU-
Binnenmarkt verbundenen Regelungen haben sich erst-
mals in den Ergebnissen der Umsatzsteuerstatistik 1994 
niedergeschlagen. Die wesentlichen Änderungen, die 
besonders bei einem längerfristigen Statistikvergleich be-
rücksichtigt werden sollten, sind: 
 
(1) Beseitigung der Steuergrenzen und Grenzkontrollen:  

Seit dem 1. Januar 1993 sind innergemeinschaftlich 
die steuerlichen Grenzen im Bereich der Umsatz-
steuer weggefallen. Einfuhrumsatzsteuer wird für den 
innergemeinschaftlichen Warenverkehr ebenfalls 
nicht mehr erhoben. 

 
(2) Ursprungslandprinzip für private Verbraucher: 

Der private Verbraucher kann jetzt ohne wert- und 
mengenmäßige Beschränkungen Waren für seinen 
persönlichen Bedarf aus jedem anderen EU-Mit-
gliedstaat einführen. 

 
(3) Bestimmungslandprinzip für Warenverkehr zwischen 

Unternehmen und bei Lieferungen neuer Fahrzeuge: 
Der innergemeinschaftliche grenzüberschreitende 
Warenverkehr zwischen Unternehmen erfolgt weiter-
hin ohne umsatzsteuerliche Belastung. An die Stelle 
der bisherigen Besteuerung der Einfuhr tritt jetzt die 
Besteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs 
von Gegenständen im Bestimmungsland. Dieses Prin-
zip gilt auch bei innergemeinschaftlichen Lieferungen 
von neuen Fahrzeugen. 

 
(4) Warenverkehr mit Drittstaaten: 

Die Besteuerung bei der Einfuhr und die Steuerbe-
freiung bei der Ausfuhr werden grundsätzlich auf den 
Warenverkehr mit Drittstaaten beschränkt. 

 
(5) Lieferungen an steuerbefreite Unternehmer: 

Bei innergemeinschaftlichen Lieferungen an steuerbe-
freite Unternehmer, wie Kleinunternehmer, Land- 
und Forstwirte und nicht steuerpflichtige juristische 
Personen, erfolgt eine Besteuerung grundsätzlich im 
Bestimmungsland. 
 

(6) Steuerentlastung im Ursprungsland: 
Soweit bei einer innergemeinschaftlichen Lieferung 
eine Besteuerung in einem anderen EU-Mitgliedstaat 
(Bestimmungsland) erfolgt, werden diese Lieferungen 
im Ursprungsland von der Steuer entlastet. 

 
(7) Grenzüberschreitende Güterbeförderungen: 
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Diese waren früher steuerbefreit. Innergemeinschaft-
liche Güterbeförderungen werden jetzt grundsätzlich 
am Abgangsort besteuert. Hat der Leistungsempfän-
ger in einem anderen Mitgliedstaat eine Umsatz-
steuer- Identifikationsnummer, so ist die Güterbeför-
derung grundsätzlich dort zu besteuern. 

 
 
1.3 Gesetzliche Grundlagen 
 
Grundlage für die Durchführung der Umsatzsteuerstatis-
tik (Veranlagungen) 2007 ist das  
 
– Gesetz über Steuerstatistiken (StStatG) Artikel 35 Jah-

ressteuergesetz 1996 vom 11. Oktober 1995 (BGBl. 
S. 1250) zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs.1 des 
Gesetzes vom 31. Juli 2008 (BGBl. I S. 1626). 

 
in Verbindung mit dem  
– Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (BStatG) 

vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des  Gesetzes vom 7. Sep-
tember 2007 (BGBI. I S.2246). 

 
Für die Erfassung und Besteuerung der Umsätze und in-
nergemeinschaftlichen Erwerbe sind folgende Gesetze, 
Verordnungen und Richtlinien maßgebend: 
 
– Umsatzsteuergesetz (UStG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386) 
und dazu durchgeführte Änderungen. 

 
– Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 434) und dazu durchgeführte Ände-
rungen. 

 
– Umsatzsteuer-Richtlinien 2005 (UStR 2005) vom 16. 

Dezember 2004 (BStBl. I Sondernummer 3). 
 
Maßgeblich für die Umsatzsteuerstatistik (Veranlagun-
gen) 2007 ist die im Erhebungsjahr geltende Fassung der 
Gesetze. 
 
 
2. Durchführung der Statistik 
 
Da für diese Statistik die Umsatzsteuerveranlagungen 
ausgewertet werden, können erst rd. 4 Jahre nach Ab-
lauf des Berichtsjahres Ergebnisse vorgelegt werden. 
 
2.1 Erhebungseinheit 
 
Als Erhebungseinheit der Statistik gilt das steuerpflichti-
ge Unternehmen, wie es im § 2 des Umsatzsteuergeset-

zes definiert ist. Gehören zu einem Unternehmen mehre-
re örtliche Einheiten (z.B. Zweigniederlassungen oder 
Organgesellschaften), so bilden diese steuerrechtlich mit 
dem Gesamtunternehmen eine Einheit. Alle Umsätze 
werden am Hauptsitz (i.d.R. Sitz der Geschäftsleitung) 
des Unternehmens erfasst und statistisch nachgewiesen. 
 
Zu Doppelzählungen ein und desselben Unternehmens 
kann es dadurch kommen, dass bei Inhaberwechsel, Än-
derung der Rechtsform, Sitzverlagerung u.a. innerhalb 
des Besteuerungsjahres mehr als eine (natürliche oder ju-
ristische) Person als Steuerpflichtiger in Erscheinung tritt. 
Die ausgewiesenen Umsätze sind davon jedoch nicht be-
rührt.  
 
Die im Zeitablauf sich ergebende Umsatzentwicklung 
(der Wirtschaft insgesamt oder einzelner Branchen) wird 
z. T. erheblich von Fluktuationen innerhalb des Berichts-
kreises beeinflusst, ausgelöst z.B. durch Firmenneugrün-
dungen, -zusammenschlüsse oder -auflösungen, wirt-
schaftliche Schwerpunktverlagerungen bzw. wirtschafts-
systematische Neuzuordnungen.  
 
 
2.2 Erhebungsmerkmale 
 
Die benötigten Daten werden nicht durch Befragung der 
Steuerpflichtigen erhoben, sondern von der Finanzver-
waltung auf Datenträgern zur Verfügung gestellt. Die 
Umsatzsteuerstatistik (Veranlagungen) enthält mehr 
Merkmale als die Umsatzsteuerstatistik (Voranmeldun-
gen), dabei handelt es sich aber i.d.R. um eine differen-
ziertere Aufgliederung von Merkmalen, die auch in der 
Umsatzsteuerstatistik (Voranmeldungen) vorhanden sind. 
 
 
Im Einzelnen werden folgende Merkmale erhoben: 
 
a) qualitative Merkmale 
 
 Gemeindekennzahl (als Kennziffer für den Unter-

nehmenssitz); 
 Gewerbekennzahl (nach der Klassifikation der Wirt-

schaftszweige, Ausgabe 2003); 
 Rechtsform; 
 Beginn und Ende der Steuerpflicht; 
 Istbesteuerung nach § 20 Abs. 1 UStG: 

–Unternehmen mit einem Vorjahresumsatz von höch-
stens 250 000 €, 

 –Nicht   Buchführungspflichtige   oder   Freiberufler; 
Regelbesteuerung  land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe nach § 24 Abs. 4 UStG; 

 Vorsteuer nach allgemeinen Durchschnittssätzen 
gem. § 23 UStG; 

 Organschaft nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG (Organkreis). 



  8 

b) quantitative Merkmale 
 
 Lieferungen, Leistungen und innergemeinschaftliche 

Erwerbe des Vorjahres; 
 Umsatzsteuer-Vorauszahlungssoll des Vorjahres; 
 Steuerfreie Umsätze: 
 – mit Vorsteuerabzug, 
 – ohne Vorsteuerabzug; 
 Steuerfreie innergemeinschaftliche Erwerbe; 
 Steuerpflichtige Umsätze und innergemeinschaftliche 

Erwerbe: 
 – zu 19 %, 
 – zu   7 %; 
 Umsätze, die anderen Steuersätzen unterliegen; 
 Umsätze der nach Durchschnittssätzen besteuerten 

land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (§ 24 Abs. 1 
UStG); 

 Umsatzsteuer vor Abzug der Vorsteuer- und Kür-
zungsbeträge; 

 Abziehbare Vorsteuerbeträge; 
 Umsatzsteuer-Vorauszahlung; 
 Umsatzsteuer bei Leistungen nicht im Erhebungsge-

biet ansässiger Unternehmen (Abzugsverfahren gem. 
§§ 51 ff. UStDV). 

 
 
3. Ergebnisdarstellung 
 
3.1 Erhebungsumfang 
 
In die Statistik wurden alle Unternehmen mit Hauptsitz 
in Niedersachsen einbezogen, die für das Jahr 2007 in 
Niedersachsen zur Umsatzsteuer veranlagt wurden.  
 
In der Statistik nicht erfasst sind somit: 
 
– Angehörige freier Berufe im Bereich der Humanmedi-

zin, sofern sie ausschließlich Leistungen erbracht ha-
ben, deren Entgelte steuerfrei sind (§ 4 Ziffer 14 UStG); 

 
– die überwiegende Mehrheit der land- und forstwirt-

schaftlichen Betriebe, für die auf Grund der Durch-
schnittsbesteuerung nach § 24 Abs. 1 UStG keine 
Steuerzahllast entsteht; 

 
– Unternehmen mit steuerbaren Umsätzen, von denen 

der ganz überwiegende Anteil jedoch nicht steuer-
pflichtig war; 

 
– Unternehmen (Organtöchter), die finanziell, wirtschaft-

lich und organisatorisch vom Organträger abhängig 
sind und mit diesem zusammen steuerlich veranlagt 
werden. 

Folgende Umsätze steuerlich erfasster Unternehmen sind 
 

in der Statistik nicht oder nicht in voller Höhe ausgewie-
sen :  
 
– nichtsteuerbare Umsätze; 
 
– steuerfreie Bank- und Versicherungsumsätze ohne Be-

rechtigung zum Vorsteuerabzug. 
 
Die nachgewiesenen Umsätze enthalten nicht die Um-
satzsteuer. 
 
 
3.2 Systematische Untergliederung 
 
Die in die Umsatzsteuerstatistik (Veranlagungen) einzu-
beziehenden Tatbestände werden nach einem bundes-
einheitlichen Programm aufbereitet. 
 
a) Wirtschaftssystematische Zuordnung 
 
 Von besonderer Bedeutung ist die detaillierte Gliede-

rung der Unternehmensdaten nach wirtschaftlicher 
Zweckbestimmung, die anhand der Klassifikation der 
Wirtschaftszweige - in einer speziell für die Steuersta-
tistiken abgeleiteten Fassung - vorgenommen wird. 
Da nach geltendem Recht das Gesamtunternehmen 
Steuersubjekt ist, kann die branchenmäßige Zuord-
nung auch nur für die unternehmerischen Aktivitäten 
insgesamt erfolgen. Ein Unternehmen, das in ver-
schiedenen Branchen tätig ist, z.B. Reparatur und 
Handel, wird folglich mit seinem Gesamtumsatz der 
Branche zugeordnet, in welcher der wirtschaftliche 
Schwerpunkt liegt. Dabei macht gerade bei Unter-
nehmen mit einem sehr differenzierten Produktions- 
oder Dienstleistungsprogramm die wirtschaftssyste-
matische Zuordnung insoweit Schwierigkeiten, als 
genauere Angaben über den Umfang bestimmter 
Funktionen aus den Besteuerungsdaten nicht immer 
klar hervorgehen. 

 
b) Die Umsatzsteuerstatistik (Veranlagungen) 2007 wur-
de nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Aus-
gabe 2003 (WZ 2003) aufbereitet.  
 
c) Rechtsformen 
 
Die nach Rechtsformen der umsatzsteuerpflichtigen Un-
ternehmen gegliederten Ergebnisse beziehen sich auf 
 

– Einzelunternehmen (natürliche Personen);– Perso-
nengesellschaften (OHG, KG, GmbH & Co. KG 
 usw.); 

– Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien, bergrechtliche Gewerkschaften; 

 



 9 

– Gesellschaften mit beschränkter Haftung; 
– Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (z.B. 

Kreditgenossenschaften, landwirtschaftliche Nut-
zungs-und Verwertungsgenossenschaften, Realge-
meinden); 

– Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts (z.B. Staatsbanken, öffentliche 
Sparkassen, öffentlich-rechtliche Versorgungs-, Ver-
kehrs-und Hafenbetriebe); 

–Sonstige Rechtsformen (u.a. sonstige juristische Per-
sonen des privaten Rechts wie Versicherungsvereine  
auf Gegenseitigkeit, nicht rechtsfähige Vereine, An-
stalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, 
Gebietskörperschaften, ausländische Rechtsfor-
men). 

 
Unternehmen mit einer ausländischen Rechtsform 
 
Bei den „Sonstigen Rechtsformen“ erscheinen auch Un-
ternehmen mit einer ausländischen Rechtsform, sofern 
die Unternehmen in Deutschland Umsatzsteuer abführen 
müssen. In der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung 
ist geregelt, dass für die Umsatzsteuer von Unternehmen 
mit einer ausländischen Rechtsform deutschlandweit be-
stimmte Finanzämter zuständig sind. Nach dieser Ver-
ordnung sind dem Finanzamt Hannover-Nord alle Unter-
nehmen mit einer Rechtsform aus dem Vereinigten Kö-
nigreich Großbritannien und Nordirland zugeordnet. 
Dem Finanzamt Hannover-Nord werden also alle Umsät-
ze britischer Unternehmen gemeldet, die deutschland-
weit anfallen.  
Seit einigen Jahren ist zu beobachten, dass vermehrt in-
ländische Unternehmen als Rechtsform die britische „Li-
mited“ (Private Company Limited by Shares – Ltd.) wäh-
len. Zusätzlich zu den britischen Unternehmen, die schon 
in früheren Jahren dem Finanzamt Hannover-Nord zuge-
ordnet waren, steigt daher die Zahl der deutschen Un-
ternehmen, die nun hier bearbeitet werden. 

Der größte Teil dieser Unternehmen hat seinen Sitz nicht 
in der Stadt Hannover. Sofern der Unternehmenssitz in 
einer anderen niedersächsischen Gemeinde liegt, wird 
der entsprechende Gemeindeschlüssel eingetragen. Der 
LSKN kann allerdings bei den Plausibilitätsprüfungen 
keinen außerhalb Niedersachsens liegenden Gemeinde-
schlüssel vergeben – diese Umsätze bleiben daher der 
Stadt Hannover zugeordnet. Insbesondere wegen der 
steigenden Beliebtheit der Limiteds sind die Regionaler-
gebnisse für Hannover daher zunehmend verzerrt. Die 
Umsätze können auch nicht einfach gelöscht werden, da 
dann das Deutschlandergebnis der Umsatzsteuerstatistik 
(Veranlagungen) zu niedrig ausgewiesen werden würde. 

Um das Ausmaß der Verzerrung zu verdeutlichen, wer-
den in Tabelle 7 die Unternehmen mit ausländischer 
Rechtsform, die ihren Sitz in Hannover haben in Bezug 

zum gesamt Umsatz in der Landeshauptstadt Hannover, 
der Region Hannover und ganz Niedersachsen gesetzt. 
Bei den meisten dieser Unternehmen handelt es sich um 
britische Limiteds, die ihren Sitz weder in der Landes-
hauptstadt noch überhaupt in Niedersachsen haben. Die 
Tabelle zeigt, dass im Extremfall 36,8 % des Umsatzes in 
Hannover und immerhin noch 5,7 % des Umsatzes in 
Niedersachsen falsch zugeordnet sein könnten. 

Die nach Hannover umsatzsteuerlich abgegebenen Un-
ternehmen mit britischer Rechtsform werden ertrags-
steuerlich weiterhin beim zuständigen Betriebsstättenfi-
nanzamt geführt. Seit dem Jahr 2006 gibt es für die 
Unternehmen die Möglichkeit, auf Antrag auch die Um-
satzsteuer dort abzuführen, was künftig möglicherweise 
den verzerrenden Effekt für Hannover abmildern wird. 

 
 
3.3 Regionale Gliederung 
 
Die Ergebnisdarstellung in regionaler Untergliederung für 
die niedersächsischen Landkreise und kreisfreien Städte 
(und zusätzlich für größere kreisangehörige Städte) be-
schränkt sich hier auf eine systematische Untergliede-
rung nach einigen zusammengefassten Wirtschafts-
hauptbereichen. Darüber hinaus liegen Ergebnisse in dif-
ferenzierter wirtschaftlicher Unterscheidung bis auf Ge-
meindeebene vor, die selbstverständlich unter Wahrung 
des Steuergeheimnisses auf Wunsch zur Verfügung ge-
stellt werden können. Bei der Beurteilung der Ergebnisse 
ist zu beachten, dass für die Umsatzbesteuerung das Fi-
nanzamt zuständig ist, von dessen Bezirk aus der Unter-
nehmer sein Unternehmen ganz oder vorwiegend be-
treibt (§ 21 Abs. 1 Abgabenordnung). Bei Mehrbetriebs-
unternehmen, deren Produktion und Absatzstruktur sich 
über verschiedene Standorte erstreckt, bedeutet dies, 
dass die Umsätze nicht entsprechend der regionalen Ver-
teilung der einzelnen Zweigniederlassungen nachgewie-
sen werden können. Ähnliches gilt für Organgesellschaf-
ten (Organtöchter), die nach dem Umsatzsteuerrecht mit 
der Organmutter einen Steuerpflichtigen (=Organkreis) 
bilden. Der Aussagewert der statistischen Ergebnisse ist 
deshalb i.d.R. umso geringer, je kleiner die Gebietsein-
heit ist, auf die sie sich beziehen. Angesichts der wirt-
schaftlichen und rechtlichen Verflechtungen von Unter-
nehmen besonders bei Industrie und Handel sind daher 
dem Erkenntniswert der Umsatzsteuerstatistik (Veranla-
gungen) selbst auf Landesebene gewisse Grenzen ge-
setzt. 
 
 
3.4 Geheimhaltung 
 
Das Steuer- sowie das Statistikgeheimnis verpflichten die 
Statistischen Ämter zur Geheimhaltung der Daten der 
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einzelnen Steuerpflichtigen. Es dürfen daher keine An-
gaben über einzelne Steuerpflichtige veröffentlicht wer-
den. Darüber hinaus muss auch gewährleistet sein, dass 
aus den zusammenfassenden Tabellen keine Rückschlüs-
se auf einzelne Steuerpflichtige gezogen werden kön-
nen. Dies könnte der Fall sein, wenn einzelne Felder nur 
gering besetz sind oder einzelne Unternehmen aufgrund 
ihrer Größe die Gesamtsumme dominieren. Die Angaben 
in diesen Feldern können nicht veröffentlicht werden 
(primäre Geheimhaltung). Um die Rückrechnung dieser 
primären Geheimhaltung zu verhindern, müssen i. d. R. 
weitere Felder gesperrt werden (sekundäre Geheimhal-
tung). Je stärker die Daten untergliedert werden (z.B. 
nach der Wirtschaftssystematik und/oder regional), desto 
mehr Geheimhaltungsfälle treten auf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3.5 Veröffentlichungskonzept 
 
Dieser Bericht enthält die Ergebnisse der Umsatzsteuer 
(Veranlagungen) des Jahres 2007. Zusätzliche Sonder-
auswertungen sind auf Anfrage und gegen Kostenerstat-
tung möglich. Das Statistische Bundesamt veröffentlicht 
Angaben zu ganz Deutschland sowie auf Länderebene in 
der Fachserie 14 Reihe 8.2 – Umsatzsteuer (Veranlagun-
gen). 
 
 
Fachlich Verantwortliche: 
 
Dr. Dirk Soyka 
Fachgebietsleiter  
Tel. (05 11) 98 98 – 32 25 
 
Udo Schacht 
Teamleiter  
Tel. (05 11) 98 98 – 32 19 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

 
 
                                                    Besteuerungsvorgänge 
 
 
 
 
 

 
 

 

UST-IdNr.= Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (Kennnummer der umsatzsteuerpflichtigen Unternehmen in der EU) 
 

In der Umsatzsteuerstatistik erfasste steuerbare Umsätze 

 

Lieferungen und Leistungen 
 

Innergemeinschaftliche Erwerbe 

 

Steuerfreie 
 Lieferungen  

und Leistungen 

 

Steuerpflichtige  
Lieferungen 

 und Leistungen 

 

Steuerfreie innerge-
meinschaftliche 

 Erwerbe 

 

Steuerpflichtige inner-
gemeinschaftliche  

Erwerbe 

 
mit  
Vor-

steuerabz
ug 

 
ohne  

Vorsteuerabzug 

 
Innerge-

mein-
schaftliche 
Lieferun-

gen 

 
weitere steuerfreie 
Lieferungen und 
Leistungen mit 
Vorsteuerabzug 

(z.B. Ausfuhrliefe-
rungen) 

zu 19 Prozent 

 zu 7 Prozent 

zu anderen 
Steuersätzen 

Lieferungen und Leistun-
gen land- und forstwirt-
schaftlicher Betriebe nach 
§ 24 Abs. 1 UStG 

an Abnehmer mit UST-IdNr. 

neuer Fahrzeuge an Abnehmer 
ohne UST-IdNr. 

neuer Fahrzeuge 
von Lieferern 
ohne UST-IdNr. 
zu 19 Prozent 

zu anderen 
Steuersätzen 

von Lieferern mit  
UST-IdNr. zu 7 Pro-
zent 

von Lieferern mit 
UST-IdNR. zu 19 Prozent 
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